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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
PAOLO MENGOZZI

vom 30. November 2010 1

I — Einleitung

1.  Mit dem vorliegenden Vorabentschei
dungsersuchen wird der Gerichtshof aufge
fordert, die Anerkennungsvoraussetzungen 
klarzustellen, die im Rahmen der Richtlinie 
89/48/EWG des Rates vom 21.  Dezember 
1988 über eine allgemeine Regelung zur An
erkennung der Hochschuldiplome, die eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen  2, in der durch die Richtlinie 
2001/19/EWG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. Mai 2001  3 geänderten 
Fassung (im Folgenden: Richtlinie 89/48) an
wendbar sind, wenn sich der Antrag auf Ge
nehmigung der Ausübung einer beruflichen 
Tätigkeit auf die einer im Ausbildungsmit
gliedstaat reglementierten gleichgestellten 
Tätigkeit im Sinne von Art. 1 Buchst. d Un
terabs. 2 der Richtlinie bezieht und wenn der 
Kläger nicht Vollmitglied der betreffenden 
Berufsorganisation ist. Gleichzeitig wird dem 
Gerichtshof die Frage gestellt, ob die Aus
übung einer Forschungstätigkeit im Bereich 
des Umweltingenieurwesens als tatsächliche 
Ausübung des Berufs eines Umweltingenieurs 

im Sinne der Richtlinie betrachtet werden 
kann.

1  — � Originalsprache: Französisch.
2  — � ABl. L 19, S. 16.
3  — � ABl. L 206, S. 1.

II — Rechtlicher Rahmen

A — Abgeleitetes Unionsrecht

1. Richtlinie 89/48

2.  Die Richtlinie 89/48 bildet den anwendba
ren rechtlichen Rahmen zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Sachverhalts des Ausgangsver
fahrens, auch wenn sie inzwischen aufgeho
ben worden ist  4.

3.  Im Sinne der Richtlinie 89/48, konkret 
ihres Art. 1 Buchst. a Unterabs. 1, gelten als 
Diplome

4  — � Vgl. Nrn. 12 ff. der vorliegenden Schlussanträge.
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„alle Diplome, Prüfungszeugnisse oder sons
tige Befähigungsnachweise bzw. diese Diplo
me, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befä
higungsnachweise insgesamt,

—	 die in einem Mitgliedstaat von einer 
nach seinen Rechts- und Verwaltungs
vorschriften bestimmten zuständigen 
Behörde ausgestellt werden,

—	 aus denen hervorgeht, dass der Dip
lominhaber ein mindestens dreijähriges 
Studium oder ein dieser Dauer entspre
chendes Teilzeitstudium an einer Uni
versität oder einer Hochschule oder ei
ner anderen Ausbildungseinrichtung mit 
gleichwertigem Niveau absolviert und 
gegebenenfalls die über das Studium hi
naus erforderliche berufliche Ausbildung 
abgeschlossen hat, und

—	 aus denen hervorgeht, dass der Zeugnis
inhaber über die beruflichen Vorausset
zungen verfügt, die für den Zugang zu ei
nem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung in diesem Mitgliedstaat erfor
derlich sind,

wenn die durch das Diplom, das Prüfungs
zeugnis oder einen sonstigen Befähigungs
nachweis bescheinigte Ausbildung überwie
gend in der Gemeinschaft erworben wurde 
oder wenn dessen Inhaber eine dreijährige 
Berufserfahrung hat, die von dem Mitglied
staat bescheinigt wird, der ein Diplom, ein 
Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befä
higungsnachweis eines Drittlands anerkannt 
hat“.

4.  Nach Art. 1 Buchst. e der Richtlinie 89/48 
gelten „als reglementierter Beruf die reg
lementierte berufliche Tätigkeit oder die 
reglementierten beruflichen Tätigkeiten 
insgesamt, die in einem Mitgliedstaat den be
treffenden Beruf ausmachen“.

5.  Nach Art.  1 Buchst.  d Unterabs.  1 der 
Richtlinie 89/48 gilt als reglementierte 
Tätigkeit

„… eine berufliche Tätigkeit, deren Aufnah
me oder Ausübung oder eine ihrer Arten der 
Ausübung in einem Mitgliedstaat direkt oder 
indirekt durch Rechts- oder Verwaltungs
vorschriften an den Besitz eines Diploms 
gebunden ist. Als Art der Ausübung einer 
reglementierten beruflichen Tätigkeit gilt 
insbesondere

—	 die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit 
in Verbindung mit der Führung eines Ti
tels, der nur von Personen geführt wer
den darf, die ein Diplom besitzen, das in 
einschlägigen Rechts- und Verwaltungs
vorschriften festgelegt …“.

6.  Art.  1 Buchst.  d Unterabs.  2 und  3 der 
Richtlinie 89/48 sieht vor:

„Eine berufliche Tätigkeit, auf die Unterab
satz 1 nicht zutrifft, wird einer reglementier
ten beruflichen Tätigkeit gleichgestellt, wenn 
sie von Mitgliedern eines Verbandes oder ei
ner Organisation ausgeübt wird, dessen bzw. 
deren Ziel insbesondere die Förderung und 
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Wahrung eines hohen Niveaus in dem be
treffenden Beruf ist und der bzw. die zur Ver
wirklichung dieses Ziels von einem Mitglied
staat in besonderer Form anerkannt wird und

—	 seinen bzw. ihren Mitgliedern ein Dip
lom ausstellt,

—	 sicherstellt, dass seine bzw. ihre Mitglie
der die von ihm bzw. ihr festgelegten Re
geln für das berufliche Verhalten beach
ten und

—	 ihnen das Recht verleiht, einen Titel zu 
führen bzw. bestimmte Kennbuchstaben 
zu verwenden oder einen diesem Diplom 
entsprechenden Status in Anspruch zu 
nehmen.

Ein nicht erschöpfendes Verzeichnis von Ver
bänden oder Organisationen, die zum Zeit
punkt der Genehmigung dieser Richtlinie 
die Bindungen des Unterabsatzes 2 erfüllen, 
ist im Anhang enthalten. Wenn ein Mitglied
staat einen Verband oder eine Organisation 
nach den Bestimmungen des Unterabsatzes 
2 anerkennt, setzt er die Kommission davon 
in Kenntnis. Die Kommission veröffentlicht 
diese Information im Amtsblatt der Europä
ischen Gemeinschaften.“

7.  Nach Art. 1 Buchst. e der Richtlinie 89/48 
gilt „als Berufserfahrung die tatsächliche und 
rechtmäßige Ausübung des betreffenden Be
rufs in einem Mitgliedstaat“.

8.  Nach Art.  2 erster Absatz der Richtlinie 
89/48 gilt „diese nicht für die Berufe, die Ge
genstand einer Einzelrichtlinie sind, mit der 
in den Mitgliedstaaten eine gegenseitige An
erkennung der Diplome eingeführt wird“.

9.  Art. 3 der Richtlinie 89/48 bestimmt:

„Wenn der Zugang zu einem reglementierten 
Beruf oder dessen Ausübung im Aufnahme
staat von dem Besitz eines Diploms abhängig 
gemacht wird, kann die zuständige Stelle ei
nem Angehörigen eines Mitgliedstaats den 
Zugang zu diesem Beruf oder dessen Aus
übung unter denselben Voraussetzungen wie 
bei Inländern nicht wegen mangelnder Qua
lifikation verweigern,

a)	 wenn der Antragsteller das Diplom be
sitzt, das in einem anderen Mitgliedstaat 
erforderlich ist, um Zugang zu diesem 
Beruf in seinem Hoheitsgebiet zu erhal
ten oder ihn dort auszuüben, und wenn 
dieses Diplom in einem Mitgliedstaat er
worben wurde, oder

b)	 wenn der Antragsteller diesen Beruf voll
zeitlich zwei Jahre lang in den vorherge
henden zehn Jahren in einem anderen 
Mitgliedstaat ausgeübt hat, der diesen 
Beruf nicht gemäß Artikel  1 Buchstabe 
c) und Buchstabe d) Absatz 1 reglemen
tiert, sofern der Betreffende dabei im 



I  -  2593

TOKI

Besitz von einem oder mehreren Ausbil
dungsnachweisen war,

	 —	 die in einem Mitgliedstaat von einer 
nach dessen Rechts- und Verwal
tungsvorschriften bestimmten zu
ständigen Stelle ausgestellt worden 
waren;

	 —	 aus denen hervorgeht, dass der Inha
ber ein mindestens dreijähriges Stu
dium oder ein dieser Dauer entspre
chendes Teilzeitstudium an einer 
Universität oder einer Hochschule 
oder einer anderen Ausbildungsein
richtung mit gleichwertigem Niveau 
in einem Mitgliedstaat absolviert 
und gegebenenfalls die über das Stu
dium hinaus erforderliche berufliche 
Ausbildung abgeschlossen hatte und

	 —	 die er zur Vorbereitung auf die Aus
übung dieses Berufs erworben hatte.

Die in Unterabsatz 1 dieses Buchstabens ge
nannte zweijährige Berufserfahrung darf je
doch nicht verlangt werden, wenn der oder 
die hier genannten Ausbildungsnachweis(e) 
des Antragstellers den Abschluss einer regle
mentierten Ausbildung bestätigen.

Dem Ausbildungsnachweis nach Unterabsatz 
1 sind ein jedes Prüfungszeugnis bzw. Prü
fungszeugnisse insgesamt gleichgestellt, die 

von einer zuständigen Stelle in einem Mit
gliedstaat ausgestellt werden, wenn sie eine 
in der Gemeinschaft erworbene Ausbildung 
bestätigen und von diesem Mitgliedstaat als 
gleichwertig anerkannt werden, sofern diese 
Anerkennung den übrigen Mitgliedstaaten 
und der Kommission mitgeteilt worden ist.“

10.  Nach Art.  9 Abs.  1 der Richtlinie 89/48 
bezeichnen „[d]ie Mitgliedstaaten  … inner
halb der in Artikel 12 vorgesehenen Frist die 
zuständigen Behörden, die ermächtigt sind, 
die Anträge entgegenzunehmen und die in 
dieser Richtlinie genannten Entscheidungen 
zu treffen“.

11.  In Anhang  I der Richtlinie 89/48 ist in 
dem dort enthaltenen Verzeichnis der Be
rufsverbände oder -organisationen, die die 
Bedingungen des Art. 1 Buchst. d Unterabs. 2 
erfüllen, der Engineering Council aufgeführt.

2. Richtlinie 2005/36/EG

12.  Die Richtlinie 2005/36/EG des Euro
päischen Parlaments und des Rates vom 
7.  September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen  5 ist ab 20. Oktober 

5  — � ABL. L 255, S. 22.
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2007 an die Stelle der Richtlinie 89/48 
getreten  6.

13.  Im 14. Erwägungsgrund der Richtlinie 
2005/36 heißt es, dass „[d]er durch die Richt
linien 89/48/EWG und  92/51/EWG einge
führte Anerkennungsmechanismus [sich 
nicht] ändert“.

14.  Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 be
stimmt: „Die Aufnahme und die Ausübung ei
nes Berufs gemäß Absatz 1 müssen dem An
tragsteller ebenfalls gestattet werden, wenn 
er diesen Beruf vollzeitlich zwei Jahre lang 
in den vorhergehenden zehn Jahren in einem 
anderen Mitgliedstaat, der diesen Beruf nicht 
reglementiert, ausgeübt hat, sofern er im Be
sitz eines oder mehrerer Befähigungs- oder 
Ausbildungsnachweise ist.“

B — Nationale Regelung

15.  Die Richtlinie 89/48 wurde durch das 
Präsidialdekret Nr.  165/2000 vom 23.  Juni 
2000  7, nachfolgend geändert durch die Prä
sidialdekrete Nr. 373/2001 vom 18. Oktober 
2001  8 und Nr.  385/2002 vom 23.  Dezember 

2002  9 (im Folgenden: Dekret Nr.  165/2000), 
in griechisches Recht umgesetzt.

6  — � Vgl. Art. 62 der Richtlinie 2005/36.
7  — � FEK A’ 149 vom 28. Juni 2000.
8  — � FEK A’ 251 vom 22. Oktober 2001.

16.  Art.  2 Abs.  3 des Dekrets Nr.  165/2000 
definiert den reglementierten Beruf als „die 
reglementierte berufliche Tätigkeit oder die 
reglementierten beruflichen Tätigkeiten, die 
zusammen in einem Mitgliedstaat den betref
fenden Beruf ausmachen“.

17.  Nach Art.  2 Abs.  4 des Dekrets 
Nr.  165/2000 gilt als „reglementierte be
rufliche Tätigkeit eine berufliche Tätigkeit, 
deren Aufnahme oder Ausübung oder eine 
ihrer Art der Ausübung in einem Mitglied
staat direkt oder indirekt durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften an den Besitz eines 
Diploms gebunden ist. Als Art der Ausübung 
einer reglementierten beruflichen Tätigkeit 
gilt insbesondere

a)	 die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit 
in Verbindung mit der Führung eines Ti
tels, der nur von Personen geführt wer
den darf, die ein Diplom besitzen, das in 
einschlägigen Rechts- und Verwaltungs
vorschriften festgelegt ist;

b)	 …

Eine berufliche Tätigkeit wird einer regle
mentierten beruflichen Tätigkeit gleichge
stellt, wenn sie von Mitgliedern eines Ver
bandes oder einer Organisation ausgeübt 
wird, dessen bzw. deren Ziel insbesondere 

9  — � FEK A’ 334 vom 31. Dezember 2002.
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die Förderung und Wahrung eines hohen Ni-
veaus in dem betreffenden Beruf ist und der 
bzw. die zur Verwirklichung dieses Ziels von 
einem Mitgliedstaat in besonderer Form an-
erkannt wird und

a)	 seinen bzw. ihren Mitgliedern ein Dip
lom ausstellt,

b)	 sicherstellt, dass seine bzw. ihre Mitglie
der die von ihm bzw. ihr festgelegten Re
geln für das berufliche Verhalten beach
ten und

c)	 ihnen das Recht verleiht, einen Titel zu 
führen bzw. bestimmte Kennbuchstaben 
zu verwenden oder einen diesem Diplom 
entsprechenden Status in Anspruch zu 
nehmen.

Der Anhang von Art.  9 dieses Dekrets ent
hält ein als Hinweis dienendes Verzeichnis 
von Verbänden oder Organisationen, die die 
Voraussetzungen dieses Absatzes erfüllen. 
Gewährt ein Mitgliedstaat einem Verband 
oder einer Organisation die Anerkennung im 
Sinne dieses Absatzes, unterrichtet sie davon 
die Kommission, die diese Information im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlicht.

…“

18.  Art.  2 Abs.  5 des Dekrets Nr.  165/2000 
definiert Berufserfahrung als „die tatsächli
che und rechtmäßige Ausübung des betref
fenden Berufs in einem Mitgliedstaat“.

19.  Art.  4 Abs.  1 des Dekrets Nr.  165/2000 
bestimmt:

„Wenn der Zugang zu einem reglementierten 
Beruf oder dessen Ausübung in Griechen
land von dem Besitz eines Diploms im Sinne 
des Art. 2 abhängig gemacht wird, kann der 
in Art. 10 genannte Ausschuss einem Ange
hörigen eines Mitgliedstaats den Zugang zu 
diesem Beruf oder dessen Ausübung unter 
denselben Voraussetzungen wie bei Inlän
dern nicht wegen mangelnder Qualifikation 
verweigern, wenn der Antragsteller

a)	 das in Art.  2 genannte Diplom besitzt, 
das er in einem anderen Mitgliedstaat er
worben hat und das in diesem Mitglied
staat für die Ausübung des Berufs erfor
derlich ist, oder

b)	 diesen Beruf vollzeitlich zwei Jahre lang 
in den vorhergehenden zehn Jahren in 
einem anderen Mitgliedstaat ausgeübt 
hat, der diesen Beruf nicht gemäß Art. 2 
Abs.  3 und  4 dieses Dekrets reglemen
tiert, sofern der Betreffende dabei im 
Besitz von einem oder mehreren Ausbil
dungsnachweisen war,

	 i)	 die in einem Mitgliedstaat von zu
ständiger Stelle ausgestellt worden 
sein müssen;

	 ii)	 aus denen hervorgeht, dass der 
Inhaber ein mindestens dreijähri
ges Studium oder ein dieser Dau
er entsprechendes Teilzeitstudi
um an einer Universität oder einer 
Hochschule oder einer anderen 
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Ausbildungseinrichtung mit gleich
wertigem Niveau in einem Mitglied
staat absolviert und gegebenenfalls 
die über das Studium hinaus erfor
derliche berufliche Ausbildung ab
geschlossen hatte, und

	 iii)	 die ihn auf die Ausübung dieses Be
rufs vorbereiten.

Die in Unterabsatz 1 dieses Buchstabens ge
nannte zweijährige Berufserfahrung darf je
doch nicht verlangt werden, wenn der oder 
die hier genannten Ausbildungsnachweis(e) 
des Antragstellers den Abschluss einer regle
mentierten Ausbildung bestätigen.“

20.  Nach Art.  10 des Dekrets Nr.  165/2000 
wurde beim griechischen Ministerium für 
Bildung und Glaubensgemeinschaften ein 
Kollegialorgan, der Rat für die Anerken
nung der beruflichen Gleichwertigkeit der 
Hochschulabschlüsse (Symvoulio Anagnori
sis Epangelmatikis Isotimias Titlon Tritova
thmias Ekpaidefsis, im Folgenden: Saeitte), 
eingerichtet.

21.  Nach Art.  11 Abs.  1 des Dekrets 
Nr. 165/2000 wird „[d]as Recht zur Ausübung 
eines bestimmten Berufs unter den Voraus
setzungen dieses Dekrets … durch eine spe
zifisch begründete Entscheidung des … [Sa
eitte] zuerkannt“.

III — Das Ausgangsverfahren und die Vor
lagefragen

22.  Frau Christina Ioanni Toki, eine griechi
sche Staatsangehörige, studierte zwei Jahre 
lang in der Abteilung „Technologie“ einer 
technischen Fachhochschule in Patras (Grie
chenland). Im Rahmen des Systems zur An
rechnung von Studienleistungen der Euro
päischen Gemeinschaft nahm sie sodann an 
einem einjährigen kombinierten Studiengang 
Technik und Umwelt an der Universität Shef
field Hallam (Vereinigtes Königreich) teil, wo 
sie 1997 das Diplom „Bachelor of Engineering 
with Environmental Studies“ erhielt. Frau 
Toki setzte ihr Studium im Rahmen eines 
Studienprogramms im Bereich der Umwelt
technik an der Universität Portsmouth fort, 
das sie 1998 mit dem Titel eines „Master of 
Science“ abschloss.

23.  Vom 1.  September 1999 bis 31.  August 
2002 war Frau Toki als „Researcher“ in der 
Abteilung für Bauingenieurwesen der Uni
versität Portsmouth beschäftigt. Sie bezog ein 
Jahresgehalt von 8 000 GBP und war sozial
versichert. Zu ihren Tätigkeiten gehörte, wie 
von dem ihre Arbeiten überwachenden Fach
dozenten bescheinigt, die Betreuung der Stu
denten. Sie nahm auch an einem Forschungs
vorhaben teil, das in Zusammenarbeit mit 
einem britischen Privatunternehmen, das auf 
Technologien für die Abfallbehandlung spe
zialisiert war, durchgeführt wurde und in der 
Bewertung der Wirksamkeit einer innovati
ven Methode für die Behandlung von kom
munalen Abwässern bestand. Gleichzeitig 
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gehörte sie einer Forschungsgruppe für Um
welttechnik an.

24.  Im April 2002 schrieb sich Frau Toki frei
willig bei der Chartered Institution of Water 
and Environmental Management (im Folgen
den: CIWEM) als Graduierte (graduate) und 
anschließend als Praktikantin im Register 
des Engineering Council ein, was den ersten 
Abschnitt der endgültigen Einschreibung 
darstellt. Aus den Akten geht hervor, dass 
Frau Toki kein Vollmitglied des Engineering 
Council wurde. Um nämlich vollständig als 
„chartered engineer“, ein Titel, den der En
gineering Council seinen Mitgliedern ver
leiht, eingeschrieben zu werden, hätte sich 
die Betroffene einem besonderen Verfahren 
vor diesem Council unterziehen müssen, das 
in einer Bewertung der postuniversitären 
Kenntnisse des Bewerbers und seiner berufli
chen Erfahrung sowie einer mündlichen Prü
fung seiner beruflichen Fähigkeiten besteht.

25.  Am 4.  Juli 2003 beantragte Frau Toki 
beim Saeitte gemäß dem Dekret 165/2000 
zur Umsetzung der Richtlinie 89/48 die An
erkennung ihres Rechts auf Ausübung des re
glementierten Berufs einer Umweltingenieu
rin in Griechenland unter Berücksichtigung 

ihrer im Vereinigten Königreich erworbenen 
Berufserfahrung. Am 8.  März 2005 erstellte 
der Saeitte das Protokoll Nr. 96, mit dem er 
den Antrag von Frau Toki mit der Begrün
dung ablehnte, diese sei nicht Inhaberin 
eines vom Vereinigten Königreich ausge
stellten Ingenieurdiploms, da sie nicht den 
reglementierten Befähigungsnachweis eines 
„chartered engineer“ besitze. Sie habe somit 
im Ursprungsstaat (dem Vereinigten König
reich) kein Recht zur Ausübung eines Berufs 
erworben, wie dies jedoch nach dem Dekret 
Nr.  165/2000 verlangt werde. Der Beruf ei
nes Umweltingenieurs sei ein in Griechen
land, jedoch nicht im Vereinigten Königreich 
reglementierter Beruf. Allerdings leitet der 
Saeitte aus dem Umstand, dass der Enginee
ring Council den Befähigungsnachweis eines 
„chartered engineer“ verleihe, ab, dass die in 
Rede stehende Tätigkeit reglementiert sei. 
Frau Toki besitze diesen Titel jedoch nicht. 
Art. 4 Abs. 1 des Dekrets Nr. 165/2000 sehe 
sehr wohl die Anerkennung im Sinne von 
Art. 3 Buchst. a der Richtlinie 89/48 in Fällen 
vor, in denen der Betroffene aus einem Mit
gliedstaat komme, in dem die Ausübung des 
Berufs, die Gegenstand des Antrags sei, regle
mentiert und durch von diesem Staat gemäß 
Art. 1 Buchst. d Unterabs. 2 dieser Richtlinie 
anerkannte Verbände oder Organisationen 
beaufsichtigt werde.

26.  Am 29. März 2005 legte Frau Toki gegen 
das Protokoll Nr. 96 des Saeitte Widerspruch 
mit der Begründung ein, dass es dieser zu 
Unrecht unterlassen habe, zum einen die von 
ihr als besoldete Forscherin an der Abteilung 
für Bauingenieurwesen einer britischen Uni
versität erworbene dreijährige Berufserfah
rung und zum anderen ihre Einschreibung 
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im Register der Ingenieure als Mitglied der 
ersten Stufe und insbesondere bei der CI
WEM zu berücksichtigen. Der Saeitte, der 
inzwischen eine Reihe von Erläuterungen sei
tens des Engineering Council erhalten hatte, 
prüfte daraufhin den Antrag von Frau Toki 
erneut und lehnte ihn dann am 12. April 2005 
wiederum aus den gleichen Gründen ab. Frau 
Toki erhob daraufhin beim Symvoulio tis Epi
krateias Klage gegen den Minister für Bildung 
und Glaubensgemeinschaften auf Aufhebung 
des Protokolls Nr.  98 des Saeitte, mit dem 
dieser seine Entscheidung vom 8. März 2005 
bestätigte.

27.  Im Verfahren vor dem vorlegenden Ge
richt macht Frau Toki geltend, dass der Saeit
te seine ablehnende Entscheidung auf Art. 4 
Abs.  1 Buchst.  a des Dekrets Nr.  165/2000 
gestützt habe, obwohl er ihren Antrag im 
Licht von Art. 4 Abs. 1 Buchst. b dieses De
krets hätte prüfen müssen, da der Beruf eines 
Umweltingenieurs im Vereinigten Königreich 
nicht reglementiert sei. Weiter macht Frau 
Toki geltend, sie besitze sehr wohl ein Diplom 
im Sinne von Art. 2 Abs. 1 des Dekrets und 
sie habe eine im Vereinigten Königreich er
worbene dreijährige Berufserfahrung in den 
letzten zehn Jahren nachweisen können.

28.  Das Symvoulio tis Epikrateias sieht sich 
vor eine Schwierigkeit bei der Auslegung 
des Unionsrechts gestellt; es hat daher das 
Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof 
mit Vorabentscheidungsersuchen, das am 
28.  Oktober 2009 bei der Kanzlei des Ge
richtshofs eingegangen ist, gemäß Art.  234  

EG die beiden folgenden Fragen zur Vorabent
scheidung vorgelegt:

„1.	 Findet der in Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der 
Richtlinie 89/48 vorgesehene Anerken
nungsmechanismus in den Fällen An
wendung, in denen der fragliche Beruf 
im Herkunftsmitgliedstaat im Sinne von 
Art. 1 Buchst. d Unterabs. 2 der Richtli
nie reglementiert ist und der Betroffene 
nicht Vollmitglied eines Verbands oder 
einer Organisation ist, der bzw. die die 
Voraussetzungen dieses Unterabsatzes 
erfüllt?

2.	 Ist bejahendenfalls als vollzeitliche Aus
übung eines Berufs im Herkunftsmit
gliedstaat im Sinne von Art.  3 Abs.  1 
Buchst.  b der Richtlinie 89/48 die Aus
übung dieses Berufs als Selbständiger 
oder abhängig Beschäftigter, für die im 
Aufnahmemitgliedstaat eine Genehmi
gung gemäß der Richtlinie 89/48 bean
tragt wird, zu verstehen, oder kann da
runter auch die Forschungstätigkeit auf 
einem mit dem Beruf zusammenhängen
den wissenschaftlichen Gebiet verstan
den werden, die bei einer grundsätzlich 
gemeinnützigen Einrichtung erbracht 
wird?“



I  -  2599

TOKI

IV — Das Verfahren vor dem Gerichtshof

29.  Die Klägerin des Ausgangsverfahrens, die 
griechische Regierung und die Europäische 
Kommission haben beim Gerichtshof schrift
liche Erklärungen eingereicht.

30.  In der Sitzung vom 12. Oktober 2010 ha
ben die Klägerin des Ausgangsverfahrens, die 
griechische Regierung und die Kommission 
mündliche Ausführungen gemacht.

V — Rechtliche Analyse

A — Zur ersten Frage

31.  Zur Beantwortung der ersten Frage des 
vorlegenden Gerichts muss bestätigt werden, 
dass die in Rede stehende berufliche Tätigkeit 
in den Geltungsbereich der Richtlinie 89/48 
fällt. Sodann muss bestimmt werden, welcher 
Kategorie beruflicher Tätigkeit im Sinne die
ser Richtlinie die im Ausgangsverfahren frag
liche Tätigkeit im Ausbildungsmitgliedstaat 
angehört. Sobald dies festgestellt ist, bleibt 
nur noch die Frage zu entscheiden, welche 
Voraussetzungen für die Anerkennung an
wendbar sind.

1. Die Tätigkeit eines Umweltingenieurs fällt 
in den Geltungsbereich der Richtlinie 89/48

32.  Erstens stellt, wie ich bereits bestätigt 
habe, die erwähnte Richtlinie, obwohl sie auf
gehoben worden ist, den zum Zeitpunkt der 
Einreichung des Antrags von Frau Toki beim 
Saeitte maßgeblichen rechtlichen Rahmen 
dar  10.

33.  Zudem ist der Beruf des Ingenieurs im 
Allgemeinen bzw. des Umweltingenieurs 
im Besonderen nicht sektoral harmonisiert 
und gehört somit in den durch die Richtlinie 
89/48 gebildeten allgemeinen Rahmen.

34.  Schließlich geht aus den Akten hervor, 
dass der Beruf eines Umweltingenieurs in 
Griechenland reglementiert ist und damit die 
in Art.  2 Abs.  1 der Richtlinie 89/48 aufge
stellte Voraussetzung erfüllt  11. Da Frau Toki 
ferner in einem anderen Mitgliedstaat ausge
stellte Diplome besitzt, die einen mindestens 
dreijährigen Studiengang bescheinigen  12, ist 
festzustellen, dass die betreffende Tätigkeit 
in den Geltungsbereich der Richtlinie 89/48 
fällt.

10  — � Vgl. Nr. 2 der vorliegenden Schlussanträge.
11  — � Vgl. Urteil vom 1.  Februar 1996, Aranitis (C-164/94, Slg. 

1996, I-135, Randnr. 17).
12  — � Vgl. dritter Erwägungsgrund und Art. 1 Buchst. a zweiter 

Gedankenstrich der Richtlinie 89/48.
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2. Die Einstufung der Tätigkeit eines Umwelt
ingenieurs im Ausbildungsmitgliedstaat

35.  Da kein Zweifel daran besteht, dass der 
Beruf eines Umweltingenieurs ein im Aufnah
mestaat — der Hellenischen Republik — reg
lementierter Beruf ist, und im Hinblick auf die 
Definition der anwendbaren Bedingungen für 
die Anerkennung ist zu bestimmen, ob diese  
Tätigkeit im Ausbildungsmitgliedstaat — 
dem Vereinigten Königreich — und in An
betracht der Richtlinie 89/48 eine reglemen
tierte Tätigkeit, eine einer reglementierten 
Tätigkeit gleichgestellte Tätigkeit oder eine 
nicht reglementierte Tätigkeit ist.

36.  Ob der Beruf eines Umweltingenieurs 
im Vereinigten Königreich reglementiert ist 
oder nicht, ist Gegenstand einander wider
sprechender Ausführungen der Betroffenen, 
die im Übrigen nicht auf einer besonders ein
gehenden Untersuchung beruhen. Das vorle
gende Gericht stellt jedoch klar, dass die im 
Vereinigten Königreich geltende Regelung 
weder den Zugang zur Tätigkeit eines Inge
nieurs noch den Zugang zur Tätigkeit eines 
Umweltingenieurs irgendeiner Vorausset
zung unterwerfe  13. Es führt weiter aus, dass 

die Rolle des Engineering Council darin be
stehe, Verfahren zur Beurteilung der beruf
lichen Befähigung seiner Mitglieder durch 
Ausstellung eines Befähigungsnachweises 
für diejenigen, die die verlangten Vorausset
zungen erfüllten, zu organisieren. Der Engi
neering Council stelle auch Standesregeln für 
seine Mitglieder auf, zu deren Beachtung sich 
diese verpflichteten, und übe in dieser Hin
sicht Disziplinargewalt aus. Trotz der Mehr
deutigkeit einiger schriftlicher Erklärungen 
in diesem Punkt wird also von niemandem 
behauptet, dass die Ausübung der Tätigkeit 
eines Umweltingenieurs vom Erwerb der 
Mitgliedschaft bei diesem Council und somit 
vom Besitz des Befähigungsnachweises eines 
„chartered engineer“ abhänge. Im Gegenteil, 
der Prozessbevollmächtigte von Frau Toki 
hat, hierzu in der Sitzung des Gerichtshofs 
befragt, von den anderen erschienenen Ver
fahrensbeteiligten unbestritten ausgeführt, 
dass sie die Tätigkeit einer Umweltingenieu
rin im Vereinigten Königreich ausüben kön
ne, ohne Mitglied des Engineering Council 
zu sein.

13  — � Zwar ist es Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob 
die Voraussetzungen für die Ausübung der betreffenden 
beruflichen Tätigkeit vorliegen, doch bleibt die Zustän
digkeit des Gerichtshofs, Klarstellungen dazu anzubrin
gen, unberührt (vgl. Urteil vom 7.  September 2006, Price 
[C-149/05, Slg. 2006, I-7691, Randnr. 39]).

37.  Unter diesen Umständen erweist es 
sich, dass diese Tätigkeit entgegen dem Vor
bringen des Saeitte nicht als reglementierte 
Tätigkeit im Sinne von Art. 1 Buchst. c und 
Art.  1 Buchst. d Abs. 1 der Richtlinie 89/48 
aufgefasst werden kann. Wie der Gerichtshof 
nämlich entschieden hat, muss „[d]ie Auf
nahme oder Ausübung eines Berufs … dann 
als direkt rechtlich geregelt angesehen wer
den, wenn die Rechts- oder Verwaltungsvor
schriften des Aufnahmemitgliedstaats eine 
Regelung enthalten, durch die die betreffende 
berufliche Tätigkeit ausdrücklich Personen 
vorbehalten wird, die bestimmte Voraus
setzungen erfüllen, während die Aufnahme 
dieser Tätigkeit denjenigen versagt wird, die 
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diese Voraussetzungen nicht erfüllen“  14. Es 
ist jedoch nicht dargetan, dass die Nichtmit
gliedschaft beim Engineering Council dem 
Zugang zum Beruf eines Umweltingenieurs 
entgegensteht.

38.  Art.  1 Buchst.  d Abs.  2 der Richtlinie 
89/48 regelt genau den Fall einer beruflichen 
Tätigkeit, die von Mitgliedern „eines Verban
des oder einer Organisation ausgeübt wird, 
dessen bzw. deren Ziel insbesondere die För
derung und Wahrung eines hohen Niveaus in 
dem betreffenden Beruf ist und der bzw. die 
zur Verwirklichung dieses Ziels von einem 
Mitgliedstaat in besonderer Form anerkannt 
wird  …“. Wie in Art.  1 Buchst.  d Abs.  3 an
gegeben, enthält Anhang  I der Richtlinie 
89/48 ein nicht erschöpfendes Verzeichnis 
von Verbänden oder Organisationen, die die 
Voraussetzungen von Art. 1 Buchst. d Abs. 2 
erfüllen und zu denen der Engineering Coun
cil gehört  15. Die in diesem Zusammenhang 
ausgeübten beruflichen Tätigkeiten werden 
von der Richtlinie als den reglementierten 
beruflichen Tätigkeiten gleichgestellte beruf
liche Tätigkeiten eingestuft. Der Engineering 
Council stellt somit seinen Mitgliedern ein 
„Diplom“ aus  16, ohne dass dies insoweit stän
dig von all denjenigen verlangt würde, die die 

berufliche Tätigkeit eines Umweltingenieurs 
ausüben wollen.

14  — � Urteil Aranitis (Randnrn. 18 und 19).
15  — � Vgl. Nr.  21 des dem Vereinigten Königreich gewidmeten 

Kapitels des Anhangs.
16  — � Vgl. Art. 1 Buchst. d Unterabs. 2 erster Gedankenstrich der 

Richtlinie 89/48.

39.  Von einem Umweltingenieur im Verei
nigten Königreich wird somit nicht verlangt, 
dass er zuvor und zwingend beim Enginee
ring Council eingeschrieben ist. Zwar ist es 
vorstellbar, dass ein „chartered engineer“ ei
nen geschäftlichen Vorteil erlangt oder hin
sichtlich seines Zugangs zum Arbeitsmarkt 
besser gestellt ist  17, doch handelt es sich um 
eine bloße Vermutung, die jedenfalls nicht 
die Gewissheit in Frage stellen kann, dass der 
Besitz dieses Befähigungsnachweises keine 
notwendige Voraussetzung für die Ausübung 
der in Rede stehenden beruflichen Tätigkeit 
ist.

40.  Diese Nuance ist wichtig, denn sie be
stätigt, dass es sehr wohl möglich ist, eine 
Ingenieurtätigkeit auszuüben, ohne „charte
red engineer“ zu sein, mit anderen Worten, 
ohne Mitglied eines Berufsverbands im Sinne 
von Art.  1 Buchst.  d Unterabs.  2 der Richt
linie 89/48 zu sein. Sie erklärt auch, weshalb 
es sich daher nur um eine einer reglemen
tierten beruflichen Tätigkeit gleichgestellte 
Tätigkeit handelt. Zudem erscheint es mir 
in Anbetracht des Inhalts des Verzeichnisses 
im Anhang der Richtlinie klar, dass der Uni
onsgesetzgeber auf diese Weise das Bestehen 

17  — � Dieser Umstand ist auf alle Fälle unerheblich, denn wie der 
Gerichtshof in Bezug auf die Einstufung eines reglemen
tierten Berufs im Aufnahmemitgliedstaat klar ausgeführt 
hat, hängt „[d]ie Frage, ob ein Beruf reglementiert ist, … 
von der im Aufnahmestaat bestehenden Rechtslage und 
nicht von den dort herrschenden Arbeitsmarktbedingun
gen ab“ (Urteil Aranitis, Randnr. 23).
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dieser Verbände und Organisationen sowie 
ihr mögliches historisches und kulturelles 
Gewicht in den betreffenden Mitgliedstaaten 
hervorheben wollte  18, doch sicherlich nicht 
den verbindlichen Charakter der Einschrei-
bung bei ihnen  19. Daher stellt der Umstand, 
dass Frau Toki kein Vollmitglied des Enginee-
ring Council ist, jedenfalls kein Hindernis für 
ihren Zugang zur Tätigkeit einer Umweltin-
genieurin im Ausbildungsmitgliedstaat dar.

41.  Das Bestehen des Engineering Council 
und seine Anerkennung durch die Richtli
nie belegen schließlich den Umstand, dass 
die Tätigkeit eines Ingenieurs (genauer, eines 
Umweltingenieurs) zwei verschiedene Ein
stufungen im Sinne der Richtlinie 89/48 er
fahren kann.

42.  Ist der Betroffene freiwillig Vollmitglied 
des Engineering Council geworden, wird der 
Befähigungsnachweis eines „chartered engi
neer“ verliehen. Die berufliche Tätigkeit, die 
er dann ausübt, ist als eine einer reglemen
tierten Tätigkeit gleichgestellte berufliche Tä
tigkeit einzustufen, denn Art. 1 Buchst. d Un
terabs. 2 der Richtlinie sieht vor, dass „[e]ine 
berufliche Tätigkeit … einer reglementierten 

beruflichen Tätigkeit gleichgestellt [wird], 
wenn sie von Mitgliedern eines Verbandes 
oder einer Organisation“, wie in dieser Be
stimmung aufgeführt, ausgeübt wird.

18  — � Hierzu ist zu bemerken, dass der Anhang nur Verbände 
oder Organisationen im Vereinigten Königreich oder Irland 
betrifft.

19  — � Ich kann mir beispielsweise kaum vorstellen, dass der 
Beruf eines Bibliothekars im Vereinigten Königreich einer 
verbindlichen Einschreibung bei der Library Association 
unterliegt, die eine weitere der im Anhang der Richtlinie 
aufgeführten beruflichen Verbände oder Organisationen ist 
(inzwischen ist dies das Chartered Institute of Library and 
Information Professionals).

43.  Übt dagegen der Betroffene seine Tä
tigkeit aus, ohne Mitglied eines Verbands 
oder einer Organisation im Sinne von Art. 1 
Buchst.  d Unterabs.  2 und  3 der Richtlinie 
89/48 zu sein, kann diese Tätigkeit nicht als 
einer im Ausbildungsmitgliedstaat reglemen
tierten Tätigkeit gleichgestellte Tätigkeit im 
Sinne dieser Bestimmung betrachtet werden.

44.  Daher ist die Tätigkeit einer Umwelt
ingenieurin, wie sie Frau Toki nach ihrem 
Vorbringen ausgeübt hat  20, d.  h., ohne Voll
mitglied des Engineering Council zu sein 
und somit ohne über den Befähigungsnach
weis eines „chartered engineer“ zu verfügen, 
als nicht reglementierte berufliche Tätigkeit 
einzustufen.

45.  Wie die griechische Regierung richtig 
in ihren schriftlichen Erklärungen ausführt, 
hat die Kommission im Übrigen 2003, also 
im selben Jahr, in dem Frau Toki ihren ers
ten Antrag beim Saeitte einreichte, im Peti
tionsausschuss des Europäischen Parlaments 

20  — � Diese vorsichtige Formulierung ist unter dem Aspekt der 
zweiten dem Gerichtshof vorgelegten Frage erforderlich, 
da diese Frage Anlass zu der weiteren Frage gibt, inwieweit 
Frau Toki tatsächlich die Tätigkeit einer Umweltingenieu
rin ausgeübt hat.
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einen vergleichbaren Standpunkt in Bezug 
auf einen griechischen Staatsangehörigen 
eingenommen, der sich in einer in allen 
Punkten vergleichbaren Lage wie Frau Toki 
befand  21. Die Kommission hatte damals ein-
deutig angegeben, dass, da der Ingenieur-
beruf im Vereinigten Königreich durch kei-
ne besondere Bestimmung geregelt werde, 
zwei unterschiedliche Tatbestände vorlägen, 
je nachdem, ob der Betroffene „chartered 
engineer“ sei oder nicht. Es ist daher völlig 
überraschend, dass die Kommission in ihren 
schriftlichen Erklärungen einen diametral 
entgegengesetzten Standpunkt einnimmt, 
indem sie undifferenziert die Ansicht ver-
tritt, die Ausübung des Berufs eines Umwelt
ingenieurs sei reglementiert im Sinne von 
Art.  1 Buchst.  d Unterabs.  1 in Verbindung 
mit Art. 1 Buchst. d Unterabs. 2 und die an-
wendbaren Anerkennungsvoraussetzungen 
seien die Voraussetzungen für reglementierte 
Berufe.

46.  Die Annahme, dass ein und dieselbe be
rufliche Tätigkeit nach der Richtlinie 89/48 
in zweierlei unterschiedlicher Weise, je nach 
den Bedingungen ihrer Ausübung (als Mit
glied oder Nichtmitglied), eingestuft werden 
kann, wird durch die spätere Entwicklung des 
Unionsrechts und insbesondere die Richtli
nie 2005/36 bestätigt, die die Richtlinie 89/48 

aufgehoben und ersetzt hat und die, daran 
sei erinnert, zeitlich nicht anwendbar war, 
als Frau Toki ihren Antrag einreichte. Art. 3 
Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 findet Anwen
dung auf einen „Beruf, der von Mitgliedern 
von Verbänden oder Organisationen im Sin
ne des Anhangs I ausgeübt wird“  22 (in diesem 
Anhang ist der Engineering Council aufge
führt), und sieht vor, dass dieser Beruf einem 
reglementierten Beruf gleichgestellt wird  23.

21  — � Petition Nr.  786/2002 von Herrn L.  Kounis. Herr Kounis 
besaß ein im Vereinigten Königreich ausgestelltes Ingeni
eur-Diplom, ohne insoweit Mitglied des Engineering Coun
cil zu sein, also ohne Befähigungsnachweis eines „chartered 
engineer“. Er wünschte die Anerkennung seines Diploms in 
Griechenland, um dort die berufliche Tätigkeit eines Inge
nieurs auszuüben, was ihm vom Saeitte verweigert wurde.

47.  Selbst wenn im Übrigen der Gerichtshof 
daraus, dass ein Verband oder eine Organi
sation in Bezug auf eine bestimmte berufli
che Tätigkeit die Voraussetzungen von Art. 1 
Buchst. d zweiter Gedankenstrich der Richt
linie 89/48 erfüllt, folgern sollte, dass dieser 
Tätigkeit der Status einer beruflichen Tätig
keit, die einer reglementierten beruflichen 
Tätigkeit gleichgestellt ist, auch dann beige
legt wird, wenn sie von Personen ausgeübt 
wird, die keine Mitglieder dieses Verbands 
oder dieser Organisation sind, hätte eine sol
che Beurteilung, wie ich sogleich darlegen 
werde, keinen Einfluss auf die Bestimmung 
der anwendbaren Voraussetzungen für die 
Anerkennung.

22  — � Hervorhebung nur hier.
23  — � Art. 52 Abs. 2 bestimmt: „Wenn ein Beruf im Aufnahme

mitgliedstaat durch einen Verband oder eine Organisation 
im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 reglementiert ist, dürfen 
die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten die von diesem 
Verband oder dieser Organisation zuerkannte Berufsbe
zeichnung oder deren Abkürzung nur führen, wenn sie 
nachweisen, dass sie Mitglied des betreffenden Verbandes 
oder der betreffenden Organisation sind.“ Diese Bestim
mung bezieht sich also nur auf die Voraussetzungen für 
die Führung der vom Verband zuerkannten Berufsbezeich
nung, und es lässt sich daraus ebenso wenig wie aus der 
Richtlinie 89/48 ableiten, dass nur die Mitglieder dieser 
Verbände berechtigt sind, die betreffende berufliche Tätig
keit auszuüben.
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3. Die Bestimmung der Voraussetzungen, die 
für die Anerkennung der beruflichen Tätigkeit 
eines Umweltingenieurs in der Situation der 
Klägerin des Ausgangsverfahrens gelten

48.  Durch die Richtlinie 89/48 wird eine 
Regelung eingeführt, die „das Recht des eu
ropäischen Bürgers [stärkt], seine berufli
chen Kenntnisse in jedem Mitgliedstaat zu 
nutzen, und … [gleichzeitig seinen Anspruch 
darauf] … vervollständigt und stärkt …, die
se Kenntnisse zu erwerben, wo immer er 
es wünscht“  24. Insoweit führt, wie der Ge
richtshof bereits ausgeführt hat, „das mit 
der Richtlinie 89/48 eingeführte Anerken
nungsverfahren nicht zu einer automati
schen und bedingungslosen Anerkennung 
der betreffenden Diplome und beruflichen 
Qualifikationen“  25. Daher legt Art.  3 dieser 
Richtlinie zwei verschiedene Anerkennungs
verfahren fest, und nur eines von ihnen kann 
auf einen bestimmten Sachverhalt Anwen
dung finden  26.

49.  Art.  3 Abs.  1 Buchst.  a der Richtlinie 
89/48 findet Anwendung, wenn der Beruf 
im Ausbildungsmitgliedstaat reglementiert 
ist. Es ist dann Sache der zuständigen natio
nalen Behörde, festzustellen, ob der Antrag
steller das vom Ausbildungsmitgliedstaat 
verlangte Diplom für den Zugang zu diesem 
gleichzeitig im Aufnahmemitgliedstaat und 

im Ausbildungsmitgliedstaat reglementierten 
Beruf besitzt.

24  — � Vgl. 13. Erwägungsgrund der Richtlinie 89/48.
25  — � Urteil vom 23.  Oktober 2008, Kommission/Griechenland 

(C-274/05, Slg. 2008, I-7969, Randnr. 39).
26  — � Urteil Price (Randnr. 36).

50.  Art. 3 Unterabs. 1 Buchst. b der Richtlinie 
sieht wiederum ein anderes Anerkennungs
verfahren vor, das auf der im Ausbildungs
mitgliedstaat erworbenen Berufserfahrung 
beruht, wenn dieser Staat „diesen Beruf nicht 
gemäß Art. 1 Buchst. c) und Buchst. d) Abs. 1 
reglementiert“. Somit bestimmt sich der An
wendungsbereich von Art. 3 Abs. 1 Buchst. a 
in Verbindung mit Art.  3 Abs.  1 Buchst.  b, 
was einen Umkehrschluss bedeutet, dass der 
in Art.  3 Abs.  1 Buchst.  a vorgesehene Me
chanismus Anwendung findet, wenn im Aus
bildungsmitgliedstaat der Beruf oder die be
rufliche Tätigkeit als reglementiert betrachtet 
wird.

51.  Wenn der Gerichtshof, wie ich vorschla
ge, annimmt, dass die Tätigkeit eines Umwelt
ingenieurs, wie Frau Toki sie ausgeübt zu ha
ben behauptet, im Ausbildungsmitgliedstaat 
keine reglementierte Tätigkeit darstellt, so 
sind im vorliegenden Fall die in Art. 3 Abs. 1 
Buchst.  b vorgesehenen Anerkennungsvor
aussetzungen anzuwenden.

52.  Falls der Gerichtshof dagegen annehmen 
sollte, dass die Tätigkeit eines Umweltinge
nieurs, wie Frau Toki sie ausgeübt zu haben 
behauptet, eine einer reglementierten beruf
lichen Tätigkeit gleichgestellte berufliche Tä
tigkeit (im Sinne von Art. 1 Buchst. d Abs. 2 
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der Richtlinie 89/48) darstellt, wird der Ge
richtshof zu berücksichtigen haben, dass die 
Voraussetzungen von Art. 3 Abs. 1 Buchst. a 
nur für reglementierte Tätigkeiten (im Sin
ne von Art. 1 Buchst. c und d Abs. 1 dieser 
Richtlinie) gelten.

53.  Der in Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Richt
linie 89/48 vorgesehene Anerkennungsme
chanismus findet sowohl dann Anwendung, 
wenn der Beruf im Ausbildungsmitgliedstaat 
nicht reglementiert ist, wie auch dann, wenn 
diese Tätigkeit eine einer reglementierten Tä
tigkeit gleichgestellte Tätigkeit im Sinne von 
Art. 1 Buchst. d Abs. 2 dieser Richtlinie ist.

54.  Angesichts der Rechtsprechung des Ge
richtshofs erweist sich die Situation jedoch 
als nicht so klar.

55.  Der Gerichtshof hat bereits entschieden, 
dass „Art.  3 Abs.  1 Buchst.  b der Richtlinie 
89/48 nur dann anwendbar ist, wenn der in 
Rede stehende Beruf im [Ausbildungs-]Mit
gliedstaat nicht reglementiert ist“  27, ohne 
jedoch besonders den reglementierten beruf
lichen Tätigkeiten gleichgestellte berufliche 
Tätigkeiten zu unterscheiden.

27  — � Urteil vom 14. Juli 2005, Peros (C-141/04, Slg. 2005, I-7163, 
Randnr. 31).

56.  Der Standpunkt des Gerichtshofs in der 
Rechtssache Price  28 ist in dieser Hinsicht je
doch überraschend. Herr Price war Inhaber 
eines „Bachelor“-Diploms, das von einer der 
Organisationen im Sinne von Art. 1 Buchst. d 
Abs.  2, die im Anhang der Richtlinie aufge
führt sind, beglaubigt worden war. Er war 
jedoch niemals Mitglied der betreffenden Or
ganisation (der Royal Institution of Chartered 
Surveyors) geworden. Obwohl die dem Ge
richtshof vorgelegte Frage nicht die Bestim
mung des in einem solchen Fall anwendbaren 
Anerkennungsmechanismus betraf, hat der 
Gerichtshof ausgeführt, dass, „[d]a Herr Price 
kein Mitglied der Royal Institution of Charte
red Surveyors ist, … sich im vorliegenden Fall 
die Frage nach der Anerkennung der von die
ser Organisation erteilten Diplome gemäß der 
genannten Vorschrift auch dann nicht [stellt], 
wenn sich herausstellen sollte, dass der [be
treffende] Beruf  … aufgrund der von dieser 
Organisation vorgesehenen Regelung im Ver
einigten Königreich ein reglementierter Beruf 
ist“  29. Der Gerichtshof gibt an dieser Stelle zu 
verstehen, dass dann, wenn Herr Price Mit
glied dieser Organisation und damit Inhaber 
des von ihr ausgestellten Diploms war, des 
anwendbaren Anerkennungsmechanismus 
Art.  3 Abs. 2 Buchst.  a gewesen wäre, wäh
rend jedoch die in Rede stehende berufliche 
Tätigkeit nur eine einer reglementierten Tä
tigkeit gleichgestellte Tätigkeit im Sinne von 
Art. 1 Buchst. d zweiter Absatz war. Der Ge
richtshof hat daraus abgeleitet, dass „Art.  3 
Unterabs. 1 Buchst. b der Richtlinie 89/48 … 
anwendbar [ist], wenn der betreffende Beruf 
im Ausbildungsstaat nicht reglementiert ist. 
Folglich fände diese Vorschrift  … nur dann 
Anwendung, wenn die Royal Institution of 
Chartered Surveyors  … nicht die in Art.  1 
Buchst.  d Unterabs.  2 der Richtlinie 89/48 
aufgestellten Kriterien erfüllen würde.“  30 Aus 
den oben dargelegten Gründen scheint mir 
eine solche Lösung eindeutig im Gegensatz 

28  — � Urteil bereits angeführt.
29  — � Ebd. (Randnr. 47).
30  — � Ebd. (Randnr. 48).
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zum Wortlaut von Art. 3 Unterabs. 1 Buchst. b 
zu stehen, und es wäre angebracht, wenn der 
Gerichtshof die vorliegende Rechtssache zum 
Anlass nähme, seine Rechtsprechung in die-
sem Punkt zu überdenken.

57.  In dieser Hinsicht kann ich mich des 
Gedankens nicht erwehren, dass es für die 
Tätigkeiten, die von Art. 1 Buchst. d Unter
abs.  2 der Richtlinie 89/48 erfasst werden, 
wichtig ist, sich auf den vollständigen Begriff 
„berufliche Tätigkeit, die einer reglementier
ten beruflichen Tätigkeit gleichgestellt ist“, zu 
beziehen. Da der auf solche Tätigkeiten an
wendbare Anerkennungsmechanismus nicht 
genau der gleiche wie bei reglementierten 
Tätigkeiten im Sinne von Art. 1 Buchst. d Un
terabs. 1 ist, sind die Ersteren den Letzteren 
nicht vollständig gleichgestellt. Unter diesen 
Voraussetzungen ist es außerordentlich irre
führend, weiterhin Tätigkeiten als reglemen
tierte Tätigkeiten zu bezeichnen, die lediglich 
reglementierten beruflichen Tätigkeiten im 
Rahmen der Richtlinie 89/48 gleichgestellt 
sind.

58.  Schließlich — und die letzte Reihe von 
Bemerkungen gilt ebenfalls nur für den Fall, 
dass der Gerichtshof zu dem Ergebnis ge
langt, dass die Tätigkeit eines Umweltingeni
eurs, wie Frau Toki sie auszuüben behauptet, 
eine einer reglementierten Berufstätigkeit 

gleichgestellte Berufstätigkeit im Sinne von 
Art.  1 Buchst.  d Unterabs.  2 der Richtlinie 
89/48 ist —, ist zu bemerken, dass das De
kret Nr. 165/2000 Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der 
Richtlinie 89/48 unvollständig umsetzt, was 
höchstwahrscheinlich zur Folge hat, dass die 
Verwirrung beim Saeitte anhält. Art. 4 Abs. 1 
Buchst. b dieses Dekrets, der die Anwendung 
der Anerkennungsvoraussetzungen im Sin
ne von Art. 3 Buchst. b der Richtlinie 89/48 
vorsieht, verweist für die Einstufung einer 
Tätigkeit als im Herkunftsmitgliedstaat reg
lementierte Tätigkeit auf Art. 2 Abs. 3  31 und 
auf Art.  2 Abs.  4 insgesamt  32, anstatt sich 
auf Art. 2 Abs. 4 zu beschränken. Dies führt 
unter Berücksichtigung der Entscheidung 
des Saeitte dazu, dass die Anwendung der 
in Art. 3 Buchst. b der Richtlinie vorgesehe
nen Anerkennungsvoraussetzungen in Fällen 
ausgeschlossen ist, in denen der Betroffene 
aus einem Mitgliedstaat kommt, in dem die 
Ausübung des Berufs, der Gegenstand des 
gemäß der Richtlinie gestellten Antrags ist, 
teilweise von Verbänden oder Organisatio
nen beaufsichtigt wird, die von diesem Staat 
gemäß Art. 1 Buchst. d Abs. 2 der Richtlinie 
anerkannt sind. Art.  3 Abs.  1 Buchst.  b der 
Richtlinie ist daher nicht ordnungsgemäß 
umgesetzt worden.

59.  Infolgedessen ist Frau Toki durch nichts 
daran gehindert, sich vor dem vorlegenden 
Gericht auf diese Bestimmung zu berufen. 

31  — � Entspricht Art. 1 Buchst. c der Richtlinie 89/48.
32  — � Entspricht Art. 1 Buchst. d der Richtlinie 89/48.
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Der Gerichtshof ist seit Langem der An-
sicht, dass „die Richtlinie [89/48]  … darauf 
abzielt, den Angehörigen anderer Mitglied-
staaten Ansprüche zu verleihen“  33, und hat 
bereits entschieden, dass „Art. 3 Buchst. a der 
Richtlinie 89/48 eine Bestimmung dar[stellt], 
deren Inhalt unbedingt und hinreichend ge-
nau ist. Die Einzelnen können sich daher 
auf diese Bestimmung vor einem nationalen 
Gericht berufen, um die Anwendung von 
dieser Richtlinie nicht entsprechenden nati-
onalen Vorschriften auszuschließen.“  34 Mei-
nes Erachtens ist die gleiche Feststellung in 
Bezug auf Art. 3 Abs. 1 Buchst. b zu treffen, 
während Art. 3 zumindest in Bezug auf den 
gesamten Abs.  1 für mich ein untrennbares 
Ganzes darstellt.

60.  Ich schlage vor, auf die erste Frage zu 
antworten, dass Art.  3 Abs.  1 Buchst.  b der 
Richtlinie 89/48 dahin auszulegen ist, dass 
der in dieser Bestimmung vorgesehene An
erkennungsmechanismus in den Fällen An
wendung findet, in denen der Beruf im Aus
bildungsmitgliedstaat einer reglementierten 
beruflichen Tätigkeit im Sinne von Art.  1 
Buchst. d Abs. 2 der Richtlinie gleichgestellt 
ist. Da Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 
89/48 sowohl auf Tätigkeiten, die den im Aus
bildungsmitgliedstaat reglementierten Tätig
keiten gleichgestellt sind, als auch auf nicht re
glementierte Tätigkeiten Anwendung findet, 
hat es keinen Einfluss auf die Bestimmung des 

anwendbaren Anerkennungsmechanismus, 
ob der Betroffene Vollmitglied eines Ver
bands oder einer Organisation ist, die die in 
Art. 1 Buchst. d Abs. 2 der Richtlinie aufge
führten Voraussetzungen erfüllt oder nicht.

33  — � Urteil vom 23.  März 1995, Kommission/Griechenland 
(C-365/93, Slg. 1995, I-499, Randnr. 9).

34  — � Urteil vom 29.  April 2004, Beuttenmüller (C-102/02, Slg. 
2004, I-5405, Randnr.  55); im gleichen Sinne Urteil Peros 
(Randnr. 32).

B — Zur zweiten Frage

61.  Sollte der Gerichtshof zu dem Ergebnis 
gelangen, dass die auf die Situation von Frau 
Toki zu dem Zeitpunkt, zu dem sie vom Sa
eitte beurteilt wurde, anwendbaren Anerken
nungsvoraussetzungen die in Art.  3 Abs.  1 
Buchst. b der Richtlinie 89/48 vorgesehenen 
sind, möchte das vorlegende Gericht wis
sen, ob die Berufserfahrung, die Frau Toki 
als Forscherin an einer Universität von 1999 
bis  2002 erworben hat, als zweijährige Aus
übung des Berufs einer Umweltingenieurin in 
Vollzeit während der letzten zehn Jahre be
trachtet werden kann.

1. Zur Zulässigkeit der zweiten Frage

62.  Vorab möchte ich bemerken, dass die Zu
lässigkeit der zweiten Frage des vorlegenden 
Gerichts nicht offenkundig zwingend gegeben 
ist. Da beim vorlegenden Gericht eine Nich
tigkeitsklage gegen die vom Saeitte erlassene 
streitige Entscheidung anhängig ist, dürfte, 
wenn der Gerichtshof meinen Vorschlägen 
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in Bezug auf die erste Frage folgt, dies dafür 
genügen, dass das vorlegende Gericht die 
streitige Entscheidung für nichtig erklärt und 
die Sache an die Verwaltung zurückverweist. 
Im Übrigen beruht diese Entscheidung auf 
dem in der nationalen Regelung Art. 3 Abs. 1 
Buchst.  a der Richtlinie 89/48 entsprechen
den Mechanismus, so dass der Saeitte dazu 
Stellung genommen hat, ob Frau Toki einen 
gleichwertigen Abschluss vorweisen konnte, 
jedoch nicht zu der Frage, ob die von Frau 
Toki im Vereinigten Königreich erworbene 
Berufserfahrung als Forscherin im Rahmen 
des in Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 
vorgesehenen Anerkennungsmechanismus 
berücksichtigt werden kann. Schließlich 
könnte die griechische Verwaltung, falls die 
Sache an sie zurückverwiesen wird, nicht 
mehr auf der Grundlage der Richtlinie 89/48 
entscheiden, die durch die Richtlinie 2005/36 
aufgehoben worden ist  35.

63.  Trotz allem spricht meines Erachtens 
eine Reihe von Umständen für die Zulässig
keit der Frage.

64.  Erstens hat keiner der Verfahrensbeteilig
ten, die schriftliche Erklärungen eingereicht 
haben, die Zulässigkeit der zweiten Frage in 
Frage gestellt.

35  — � Art.  63 der Richtlinie 2005/36 sah nämlich vor, dass die 
Mitgliedstaaten den Bestimmungen dieser Richtlinie bis 
spätestens 20. Oktober 2007 nachzukommen hatten.

65.  Schließlich hat nach ständiger Recht
sprechung in einem Verfahren nach Art. 234 
EG, jetzt Art. 267 AEUV, „das nationale Ge
richt, das mit dem Rechtsstreit befasst ist und 
in dessen Verantwortungsbereich die zu er
lassende Entscheidung fällt, im Hinblick auf 
die Besonderheiten der Rechtssache sowohl 
die Erforderlichkeit einer Vorabentscheidung 
für den Erlass seines Urteils als auch die Er
heblichkeit der dem Gerichtshof vorzule
genden Fragen zu beurteilen … Daher ist der 
Gerichtshof grundsätzlich gehalten, über ihm 
vorgelegte Fragen zu befinden, wenn diese die 
Auslegung des Unionsrechts betreffen.“  36 Nur 
ausnahmsweise untersucht der Gerichtshof 
zur Prüfung seiner eigenen Zuständigkeit die 
Umstände, unter denen er vom nationalen 
Gericht angerufen wird  37. Genauer kann „[d]
ie Entscheidung über eine Vorlagefrage eines 
nationalen Gerichts … nur abgelehnt werden, 
wenn die erbetene Auslegung des Unions
rechts offensichtlich in keinem Zusammen
hang mit der Realität oder dem Gegenstand 
des Ausgangsrechtsstreits steht, wenn das 
Problem hypothetischer Natur ist oder wenn 
der Gerichtshof nicht über die tatsächlichen 
und rechtlichen Angaben verfügt, die für eine 
sachdienliche Beantwortung der ihm vorge
legten Fragen erforderlich sind“  38. Ich habe 
Verständnis für die Begründung des vorle
genden Gerichts, dass es darauf ankommt, 
der Verwaltung, deren Entscheidung sehr 
wahrscheinlich für nichtig erklärt wird, die 
Leitlinien an die Hand zu geben, deren sie für 
den Erlass einer neuen Entscheidung bedarf. 
Die erbetene Auslegung der Bestimmung des 
Unionsrechts weist einen offensichtlichen 
Zusammenhang mit dem Ausgangsverfahren 
auf, sei es auf der Grundlage der Richtlinie 
89/48 oder auf der Grundlage von Art.  13 
Abs. 2 der Richtlinie 2005/36, die die gleichen 
Anerkennungsvoraussetzungen wiederholt, 

36  — � Urteil vom 18.  März 2010, Gielen (C-440/08, Slg. 
2010, I-2323, Randnr.  27 und die dort angeführte 
Rechtsprechung).

37  — � Ebd., Randnr. 28 und die dort angeführte Rechtsprechung.
38  — � Ebd., Randnr. 29 und die dort angeführte Rechtsprechung.
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wie sie in der Richtlinie 89/48 vorgesehen 
sind. Damit liegt im vorliegenden Fall keiner 
der drei vom Gerichtshof entwickelten Fälle 
vor, zu denen er es ablehnt, über eine Vorla-
gefrage zu entscheiden.

66.  Schließlich heißt es im 14. Erwägungs
grund der Richtlinie 2005/36 eindeutig: „Der 
durch die Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/
EWG eingeführte Anerkennungsmechanis
mus ändert sich nicht.“ Daher bleiben die 
Erläuterungen, die der Gerichtshof in Beant
wortung der zweiten Frage gibt, erheblich, 
unabhängig davon, ob dies auf der Grundlage 
der Richtlinie 89/48 oder auf der Grundlage 
der Richtlinie 2005/36 geschieht.

67.  Unter diesen Voraussetzungen schlage 
ich dem Gerichtshof vor, die zweite Frage als 
zulässig zu betrachten und mit ihrer Prüfung 
fortzufahren.

2.  Zum Begriff der vollzeitlichen Ausübung 
des Berufs

68.  Finden die Anerkennungsvorausset
zungen von Art. 3 Unterabs. 1 Buchst. b der 

Richtlinie 89/48 Anwendung, kann die natio
nale Behörde den Zugang zu dem betreffen
den Beruf nicht verweigern, wenn der An
tragsteller diesen Beruf vollzeitlich zwei Jahre 
lang in den vorhergehenden zehn Jahren in 
einem anderen Mitgliedstaat ausgeübt hat, 
der diesen Beruf nicht reglementiert. Art.  3 
Unterabs. 2 der Richtlinie stellt klar, dass es 
sich um die Berufserfahrung nach Unter
abs.  1 handelt. In der Richtlinie 89/48 wird 
die Berufserfahrung in Art.  1 Buchst.  e als 
„die tatsächliche und rechtmäßige Ausübung 
des betreffenden Berufs in einem Mitglied
staat“ definiert. Daher muss zur Beantwor
tung der zweiten Frage des vorlegenden Ge
richts bestimmt werden, ob die Tätigkeit, die 
Frau Toki an der Universität, die sie von 1999  
bis 2002 beschäftigt hat, ausgeübt hat, als tat
sächliche vollzeitliche Ausübung des Umwelt
ingenieurberufs betrachtet werden kann.

69.  Die Situation von Frau Toki weist die 
Besonderheit auf, dass sie zum Zweck der 
Genehmigung der Ausübung des Berufs ei
ner Umweltingenieurin in Griechenland drei 
Jahre Berufserfahrung geltend macht, die sie 
nicht als Umweltingenieurin als solche, son
dern als Forscherin im Bereich des Umwelt
ingenieurwesens erworben hat. Sie war drei 
Jahre lang als „Researcher“ bei der Universität 
Portsmouth beschäftigt. In dieser Eigenschaft 
beteiligte sie sich an der Betreuung der Stu
denten und nahm an verschiedenen Arten 
akademischer Tätigkeiten teil (beispielswei
se Mitwirkung in einer Forschungsgruppe 
Umwelttechnik, Abfassung von Berichten, 
Präsentation wissenschaftlicher Ergebnisse 
gegenüber der akademischen und der indus
triellen Welt). Aus den Akten geht hervor, 
dass sie auch in Zusammenarbeit mit einem 
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Privatunternehmen tätig war, das auf Techni
ken für die Behandlung flüssiger Abfälle spe
zialisiert war, und in diesem Rahmen Labor
analysen für die Überwachung der Qualität 
der Behandlung von Klärschlämmen durch
führte. Die letztgenannte Tätigkeit stellte 
nach dem Vorbringen von Frau Toki einen 
wesentlichen Aspekt des Berufs eines Um
weltingenieurs dar.

70.  Unter Berücksichtigung des Wortlauts 
der Frage und im Hinblick auf die Ausfüh
rungen der Klägerin des Ausgangsverfahrens, 
die sich mit diesem Aspekt befassen, möchte 
ich erstens klarstellen, dass nicht bestritten 
ist und auch keinem Zweifel unterliegt, dass 
eine Forschungstätigkeit wie die von Frau 
Toki die Ausübung einer beruflichen Tätig
keit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis dar
stellt. Das vorlegende Gericht hat es als an
gemessen erachtet, im Wortlaut der zweiten 
Frage klarzustellen, dass die von Frau Toki als 
„Researcher“ erworbene Berufserfahrung bei 
einer „gemeinnützigen Einrichtung“ erwor
ben wurde. Die Frage, ob die betreffende Ein
richtung einen Gewinnzweck verfolgte oder 
nicht, ist im Hinblick auf den Rechtsstreit des 
Ausgangsverfahrens völlig unerheblich. Es 
zählt nur die Frage, ob die Berufserfahrung 
durch Ausübung des Berufs als Selbständiger 
oder abhängig Beschäftigter erworben wor
den ist. Der Umstand, dass Frau Toki bei der 
Universität Portsmouth beschäftigt war, ist 
im Übrigen unbestritten.

71.  Das Problem besteht also nicht darin, zu 
bestimmen, ob eine Forschungstätigkeit an 
einer Universität als solche als Berufserfah
rung betrachtet werden kann. In Wirklichkeit 
stellt sich die viel schwierigere Frage, ob die 
Ausübung dieser Forschungstätigkeit, die zu
mindest teilweise in einem Bereich erfolgt ist, 
der offensichtlich mit demjenigen eines Um
weltingenieurs im Zusammenhang steht, um 
den vom vorlegenden Gericht verwendeten 
Begriff aufzunehmen, der tatsächlichen Aus
übung dieses Berufs im Sinne des Unions
rechts vollständig gleichgestellt werden kann.

72.  Wenn, mit anderen Worten, Frau Toki die 
Genehmigung für die Ausübung des Berufs 
einer Forscherin in Griechenland angestrebt 
hätte und natürlich unterstellt, dass die Aner
kennungsvoraussetzungen, die für nicht reg
lementierte Tätigkeiten oder reglementierten 
Tätigkeiten gleichgestellte Tätigkeiten gelten, 
Anwendung gefunden hätten, hätte ihre an 
der Universität eines anderen Mitgliedstaats 
erworbene Erfahrung offensichtlich berück
sichtigt werden müssen.

73.  Die Zwiespältigkeit des vorliegenden 
Falles besteht darin, dass Frau Toki drei Jah
re Berufserfahrung im Forschungsbereich 
nachweist, jedoch im Zusammenhang mit 
dem Bereich des Umweltingenieurwesens. 
Die Schwierigkeit wird dadurch verstärkt, 
dass keiner der Beteiligten zum Bestehen und 
der Intensität dieses angeblichen Zusammen
hangs zwischen den von Frau Toki an der 
Universität ausgeübten Tätigkeiten und den
jenigen Stellung genommen hat, die sie im 
Rahmen der „tatsächlichen“ Ausübung des 
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Berufs einer Umweltingenieurin zu versehen 
gehabt hätte.

74.  Die nach der Richtlinie 89/48 erforderli
che vollzeitliche Ausübung bezieht sich, wie 
ich bereits ausgeführt habe, auf die in dem 
Mitgliedstaat, der den Beruf nicht reglemen
tiert, erworbene Berufserfahrung. Sie betrifft 
somit eine „tatsächliche und rechtmäßige 
Ausübung des betreffenden Berufs“. Unter 
„betreffender Beruf“ ist der Beruf zu verste
hen, auf den sich der im Aufnahmemitglied
staat gestellte Anerkennungsantrag bezieht. 
Der Antrag von Frau Toki betrifft die Tätig
keit einer Umweltingenieurin. Nach allem 
ist festzustellen, dass die von ihr als „Resear
cher“ erworbene Berufserfahrung nicht von 
vornherein in vollem Umfang der tatsächli
chen Ausübung der Tätigkeit einer Umwelt
ingenieurin gleichgestellt werden kann, denn 
es ist nicht genau dieser Beruf, den sie im 
Vereinigten Königreich ausgeübt hat. Hierzu 
stellt Art. 3 Unterabs. 1 Buchst. b der Richt
linie klar, dass die Anerkennung voraussetzt, 
dass es sich um die Ausübung „dieses“ Berufs, 
d. h. des im Antrag auf Zugang zu der Geneh
migung der Ausübung genannten Berufs han
delt. Dies ist im Kern das Ergebnis, zu dem 
die Kommission im Rahmen ihrer erwähnten 
Antwort an den Petitionsausschuss des Parla
ments gelangt ist  39.

39  — � Die Kommission vertrat nämlich die Ansicht, dass die nach 
Art. 3 Unterabs. 1 Buchst. b der Richtlinie 89/48 erforderli
che Berufserfahrung im selben Beruf erworben sein müsse 
wie dem, für den der Betroffene die Befähigung besitze und 
dessen Anerkennung er beantrage. Die Kommission führte 
an, dass Herr Kounis nur eine Erfahrung als „Lecturer“ 
geltend mache und daher nicht die als Ingenieur erfor
derliche Berufserfahrung nachweisen könne (vgl. Petition 
Nr. 786/2002).

75.  So hat der Gerichtshof, als er sich auf der 
Grundlage der Richtlinie 89/48 zu auf vom 
Ausbildungsmitgliedstaat vorgeschriebenen 
Diplomen in einem Fall geäußert hat, in dem 
dieser Staat den Zugang zu „diesem Beruf“ in 
seinem Hoheitsgebiet reglementiert, bereits 
entschieden, dass „der Ausdruck ‚zu diesem 
Beruf ‘ in Art.  3 Unterabs.  1 Buchst.  a der 
Richtlinie … dahin zu verstehen [ist], dass er 
Berufe meint, die im Hinblick auf die Tätig
keiten, auf die sie sich beziehen, im Heimat- 
und im Aufnahmestaat gleich sind oder sich 
entsprechen oder sich in bestimmten Fällen 
bloß gleichwertig sind“  40. Ich meine, dass die
se Auslegung folgerichtig auch im Rahmen 
von Art. 3 Unterabs. 1 Buchst. b gilt, der auf 
die vollzeitliche Ausübung „dieses Berufs“ 
abstellt.

76.  Im Übrigen erlaubt die Auslegung des 
Begriffs „dieser Beruf“ durch den Gerichts
hof eine gewisse Anpassung, indem sie aner
kennt, dass es sich auch um in Bezug auf die 
erfassten Tätigkeiten gleichwertige Berufe 
handeln kann. Unter diesen Umständen ob
liegt es der nationalen Behörde, die mit der 
Anerkennung der Diplome und der Berufs
erfahrung betraut ist, im vorliegenden Fall 
dem Saeitte, zu bestimmen, ob die Aufgaben, 
die Frau Toki im Rahmen ihrer Zusammen
arbeit mit spezialisierten Privatunternehmen 
erfüllt hat, wie sie geltend macht, einen we
sentlichen Aspekt der Tätigkeiten eines Um
weltingenieurs darstellen können, d. h. einen 
wesentlichen Aspekt eines gleichwertigen 

40  — � Urteil vom 19.  Januar 2006, Colegio (C-330/03, Slg. 2006, 
I-801, Randnr. 20).
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Berufs im Sinne der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs.

77.  Sobald der Saeitte diesen Zusammen
hang zwischen den Tätigkeiten, die Frau 
Toki während ihrer Beschäftigung bei der 
Universität ausgeübt hat, und denjenigen bei 
der tatsächlichen Ausübung des Berufs einer 
Umweltingenieurin bewertet hat, ist zu be
stimmen, ob Frau Toki in den drei Jahren, die 
sie an der Universität als „Researcher“ ver
bracht hat, tatsächlich vollzeitlich mindes
tens zwei Jahre lang eine Tätigkeit ausgeübt 
hat, die einen wesentlichen Aspekt des Berufs 
einer Umweltingenieurin darstellt, denn aus 
den Akten geht hervor, dass sie in diesen drei 
Jahren andere Tätigkeiten versehen hat, die 
offensichtlich in keinem Zusammenhang mit 
der tatsächlichen Ausübung des Berufs einer 
Umweltingenieurin stehen (wie beispielswei
se die Betreuung von Studenten).

78.  Ich füge noch hinzu, dass nicht ausge
schlossen werden kann, dass die Ausübung 
von Tätigkeiten, die nur im Zusammenhang 
mit der beruflichen Tätigkeit stehen, für die 
der Antrag auf Zugang gestellt worden ist, 
zwar nicht die tatsächliche Ausübung dieses 
Berufs darstellen kann, jedoch zum Erwerb 
und dann zur Festigung der Kenntnisse des 
Antragstellers im Zusammenhang mit die
ser Tätigkeit dienen kann. Allerdings ist es 
wahrscheinlich, dass die Zusammenarbeit 
von Frau Toki mit dem privaten Unterneh
men es der Betroffenen nicht erlaubt hat, 
sämtliche Tätigkeiten auszuüben, die sie bei 
der tatsächlichen Ausübung des Berufs einer 
Umweltingenieurin auszuüben hätte. Frau 
Toki hatte beispielsweise keinen Kontakt mit 

den Kunden; man kann auch annehmen, dass 
die Kenntnisse der nationalen Regelung für 
Raumplanung und Ökologie für Umweltin
genieure notwendig sind, was bei Frau Toki 
in Bezug auf die griechische Regelung nicht 
der Fall ist.

79.  Zur Vervollständigung der Analyse ist 
noch der Fall zu behandeln, dass die nationale 
Behörde sich dafür entscheidet, der Klägerin 
des Ausgangsverfahrens Ausgleichsmaßnah
men aufzuerlegen  41. Dies wäre dann der Fall, 
wenn der Saeitte feststellen müsste, dass der 
Beruf eines Umweltingenieurs in Griechen
land eine oder mehrere berufliche Tätigkei
ten umfasst, die nicht Bestandteil des vom 
Antragsteller im Ausbildungsmitgliedstaat 
ausgeübten Berufs sind, wenn dieser Unter
schied nicht in einer besonderen Ausbildung 
besteht, die in Griechenland gefordert wird, 
und sich auf Fächer bezieht, die sich wesent
lich von denen unterscheiden, die von der 
Ausbildung abgedeckt werden, die der An
tragsteller vorweist  42.

80.  Die Ausgleichsmaßnahmen, die dann 
verfügt würden, müssten unter Wahrung 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes die von 

41  — � Art.  4 der Richtlinie 89/48, sodann Art.  14 der Richtlinie 
2005/36.

42  — � Art. 4 Abs. 1 Buchst. b dritter Gedankenstrich der Richt
linie 89/48, sodann Art. 14 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 
2005/36. Der letztgenannte Fall setzt voraus, dass die nati
onale Behörde zugleich einen hinreichenden Zusammen
hang zwischen der von Frau Toki ausgeübten Tätigkeit und 
der Tätigkeit eines Umweltingenieurs annimmt und dass es 
sich um eine vollzeitliche Ausübung dieser verbundenen 
Tätigkeit handelt, damit die Voraussetzungen von Art.  3 
Unterabs. 1 Buchst. b der Richtlinie 89/48 als erfüllt gelten.
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Frau Toki erworbene Berufserfahrung be-
rücksichtigen, auch wenn sie nicht ausreicht, 
um ihr ohne weitere Förmlichkeit einen un-
mittelbaren Zugang zu dieser Tätigkeit zu 
gestatten.

81.  Die Rechtsprechung lässt insoweit kei
nen Zweifel bestehen, denn der Gerichtshof 
hat bereits entschieden, dass „der Anwen
dungsbereich von Art.  4 Abs.  1 der Richtli
nie, der Ausgleichsmaßnahmen ausdrück
lich zulässt, auf den Fall beschränkt werden 
muss, dass diese Maßnahmen im Verhältnis 
zu dem angestrebten Zweck stehen“  43. Dass 
Ausgleichsmaßnahmen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit beachten müssen, ist im 
Übrigen jetzt ausdrücklich in Art. 14 Abs. 4 
der Richtlinie 2005/36 verankert  44. Daher 
muss die nationale Behörde bei der gegebe
nenfalls erfolgenden Festlegung von Aus
gleichsmaßnahmen jede Berufserfahrung 
berücksichtigen, die für die Ausübung des 

Berufs einschlägig ist, auf den sich der Antrag 
bezieht, und die geeignet ist, zumindest teil
weise die Kenntnisse zu ergänzen, die mit der 
ursprünglichen Ausbildung nicht vermittelt 
wurden.

43  — � Urteile Colegio (Randnr. 24) und vom 17. April 2008, Van 
Leuken (C-197/06, Slg. 2008, I-2627, Randnr. 39).

44  — � Art.  14 Abs.  5 der Richtlinie 2005/36 schreibt nämlich 
vor, dass bei den Bestimmungen über Ausgleichsmaßnah
men und insbesondere Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie „nach 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu verfahren [ist]. 
Insbesondere muss der Aufnahmemitgliedstaat, wenn er 
beabsichtigt, dem Antragsteller einen Anpassungslehrgang 
oder eine Eignungsprüfung aufzuerlegen, zunächst prüfen, 
ob die vom Antragsteller im Rahmen seiner Berufspraxis 
in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland erworbenen 
Kenntnisse den wesentlichen Unterschied nach Abs. 4 ganz 
oder teilweise ausgleichen können.“

82.  Daher schlage ich vor, auf die zweite 
Frage zu antworten, dass sowohl nach der 
Richtlinie 89/48 als auch nach der Richtlinie 
2005/36 die vollzeitliche Ausübung des Be
rufs als tatsächliche Ausübung dieses Berufs, 
d. h. des Berufs zu verstehen ist, für den der 
Genehmigungsantrag gestellt worden ist. Es 
obliegt der nationalen Behörde, zu bestim
men, ob die von der Klägerin des Ausgangs
verfahrens im Rahmen ihrer Forschungstä
tigkeit versehenen Aufgaben geeignet sind, 
einen im Hinblick auf die damit verbundenen 
Tätigkeiten gleichwertigen Beruf im Sinne 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs darzu
stellen. Falls schließlich die nationale Behör
de Ausgleichsmaßnahmen verhängt, obliegt 
es ihr jedoch, diese Maßnahmen unter Be
achtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat
zes und unter Berücksichtigung des Zusam
menhangs zwischen dem Beruf, für dessen 
Ausübung die Klägerin die Genehmigung im 
Aufnahmemitgliedstaat anstrebt, und der im 
Ausbildungsmitgliedstaat erworbenen Be
rufserfahrung festzulegen.
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VI — Ergebnis

83.  Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, wie folgt auf die vom Symvoulio 
tis Epikrateias vorgelegten Fragen zu antworten:

„1.	 Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezem
ber 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplo
me, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen, in der durch 
die Richtlinie 2001/19/EWG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Mai 2001 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass der in dieser Be
stimmung vorgesehene Anerkennungsmechanismus in den Fällen Anwendung 
findet, in denen der Beruf im Ausbildungsmitgliedstaat einer reglementierten 
beruflichen Tätigkeit im Sinne von Art. 1 Buchst. d Abs. 2 der Richtlinie gleich
gestellt ist. Da Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 89/48 sowohl auf Tätigkeiten, 
die den im Ausbildungsmitgliedstaat reglementierten Tätigkeiten gleichgestellt 
sind, als auch auf nicht reglementierte Tätigkeiten Anwendung findet, hat es kei
nen Einfluss auf die Bestimmung des anwendbaren Anerkennungsmechanismus, 
ob der Betroffene Vollmitglied eines Verbands oder einer Organisation ist, die 
die in Art. 1 Buchst. d Abs. 2 der Richtlinie aufgeführten Voraussetzungen erfüllt 
oder nicht.

2.	 Sowohl nach der Richtlinie 89/48 als auch nach der Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Aner
kennung von Berufsqualifikationen ist die vollzeitliche Ausübung des Berufs als 
tatsächliche Ausübung dieses Berufs, d. h. des Berufs zu verstehen, für den der 
Genehmigungsantrag gestellt worden ist. Es obliegt der nationalen Behörde, zu 
bestimmen, ob die von der Klägerin des Ausgangsverfahrens im Rahmen ihrer 
Forschungstätigkeit versehenen Aufgaben geeignet sind, einen im Hinblick auf 
die damit verbundenen Tätigkeiten gleichwertigen Beruf im Sinne der Recht
sprechung des Gerichtshofs darzustellen. Falls schließlich die nationale Behörde 
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Ausgleichsmaßnahmen verhängt, obliegt es ihr jedoch, diese Maßnahmen unter 
Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und unter Berücksichtigung 
des Zusammenhangs zwischen dem Beruf, für dessen Ausübung die Klägerin die 
Genehmigung im Aufnahmemitgliedstaat anstrebt, und der im Ausbildungsmit
gliedstaat erworbenen Berufserfahrung festzulegen.“


	Schlussanträge des Generalanwalts
	I — Einleitung
	II — Rechtlicher Rahmen
	A — Abgeleitetes Unionsrecht
	1. Richtlinie 89/48
	2. Richtlinie 2005/36/EG

	B — Nationale Regelung

	III – Das Ausgangsverfahren und die Vorlagefragen
	IV — Das Verfahren vor dem Gerichtshof
	V — Rechtliche Analyse
	A — Zur ersten Frage
	1. Die Tätigkeit eines Umweltingenieurs fällt in den Geltungsbereich der Richtlinie 89/48
	2. Die Einstufung der Tätigkeit eines Umweltingenieurs im Ausbildungsmitgliedstaat
	3. Die Bestimmung der Voraussetzungen, die für die Anerkennung der beruflichen Tätigkeit eines Umweltingenieurs in der Situation der Klägerin des Ausgangsverfahrens gelten

	B — Zur zweiten Frage
	1. Zur Zulässigkeit der zweiten Frage
	2. Zum Begriff der vollzeitlichen Ausübung des Berufs


	VI — Ergebnis


